
 
 

Aus der RECHTSPRECHUNG 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen. 
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Glaubhaftmachung eines Insolvenzantragsgrunds durch Vorlage eines rechtskräftigen Titels 
bei Einstellung der Zwangsvollstreckung 

 
- Eine Entscheidungskommentierung von Dr. Dietmar Onusseit – 

 
BGH, Beschluss vom 21.11.2024 – IX ZB 38/24 

 
Vorbemerkung 
 
Erstinstanzliche Entscheidungen können durch denjenigen, der durch sie beschwert ist, im 
Allgemeinen mindestens einer weiteren Überprüfung in der nächsthöheren Instanz zugeführt werden. 
Dies erfordert regelmäßig eine nicht unerhebliche Zeitspanne, sodass die sehr häufig mögliche 
Vollstreckung aus der erstinstanzlichen Entscheidung bis zur Entscheidung der zweiten oder gar dritten 
Instanz schon vollendete Tatsachen schaffen kann. Dies zu verhindern, gibt es in allen 
Prozessordnungen die Möglichkeit einer einstweiligen Aussetzung der Vollziehung in unterschiedlicher 
rechtlicher Gestalt durch entsprechende Anordnungen. 
 
Das gilt auch für Beschlüsse des Insolvenzgerichts, soweit sie mit der (sofortigen) Beschwerde 
angreifbar sind (dazu § 6 der Insolvenzordnung – InsO -). Insbesondere ist hier der Beschluss über die 
Insolvenzeröffnung in seinen Wirkungen kaum mehr rückgängig zu machen, auch wenn der 
Eröffnungsbeschluss vom Landgericht (LG) als Beschwerdegericht später aufgehoben werden sollte. 
Nach § 4 InsO sind die Vorschriften der Zivilprozeßordnung (ZPO) entsprechend anwendbar, soweit die 
Insolvenzordnung nichts anderes bestimmt. Auf diesem Wege gelten für das insolvenzrechtliche 
Verfahren auch die Vorschriften der ZPO über die (sofortige) Beschwerde nach §§ 567 ff. ZPO 
entsprechend. 
 
Nach § 570 Abs. 3 ZPO kann das Beschwerdegericht vor der Entscheidung über die Beschwerde eine 
einstweilige Anordnung erlassen, insbesondere die Vollziehung der angefochtenen Entscheidung 
aussetzen. Das gilt gemäß § 575 Abs. 5 ZPO i. V. m. § 570 Abs. 3 ZPO auch im Fall der 
Rechtsbeschwerde, die insbesondere dann zulässig ist, wenn das Beschwerdegericht sie zulässt. 
 
Die Aussetzung der Vollziehung einer erstinstanzlichen Entscheidung, die durch das Beschwerdegericht 
bestätigt worden ist, kommt im Rechtsbeschwerdeverfahren nach der Rechtsprechung dann in 
Betracht, wenn durch die weitere Vollziehung dem Rechtsbeschwerdeführer größere Nachteile drohen 
als den anderen Beteiligten im Falle der Aufschiebung der vom Insolvenzgericht beschlossenen 
Maßnahme, die Rechtslage zumindest zweifelhaft ist und die Rechtsbeschwerde zulässig erscheint. 
Einer abschließenden Entscheidung bedarf es in diesem Verfahrensstadium nicht, das Gesetz begnügt 
sich hier mit einer Wahrscheinlichkeitsentscheidung. 
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Vorliegend geht es um einen Beschluss des Insolvenzgerichts, mit dem dieses das Insolvenzverfahren 
über das Vermögen des Schuldners eröffnet hatte. Die Beschwerde des Schuldners zum LG blieb ohne 
Erfolg, das LG hatte aber die Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof (BGH) zugelassen, die der 
Schuldner auch eingelegt hatte. Parallel dazu beantragte er die Aussetzung der Vollziehung des 
Eröffnungsbeschlusses. 

 
Der zu entscheidende Fall 
Die Darstellung des Sachverhalts beruht auf der Beschwerdeentscheidung des LG Karlsruhe (Beschluss 
vom 14.10.2024 - 20 T 23/24), da der BGH seiner Entscheidung keinen Sachverhalt vorangestellt hat. 
 
Zwei (Insolvenz)Gläubiger hatten einen Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das 
Vermögen des Schuldners gestellt. Zur Glaubhaftmachung des Insolvenzgrunds der Zahlungsunfähigkeit 
(§§ 14, 17 InsO) stützten sie sich auf Titel, die sie aufgrund testamentarischer Erbfolge von der 
Erblasserin erworben hatten, hierunter ein Urteil des Oberlandesgerichts (OLG) Karlsruhe. Der 
Schuldner verweigerte die Bedienung der von den Gläubigern vorgelegten Titel mit der Begründung, die 
Gläubiger seien nicht Erben geworden, da das zu ihren Gunsten errichtete Testament unwirksam sei. 
 
Das Insolvenzgericht eröffnete das Insolvenzverfahren über das Vermögen des Schuldners nach 
Einholung eines Sachverständigengutachtens. Auf die sofortige Beschwerde des Schuldners hob das LG 
den Beschluss über die Eröffnung des Insolvenzverfahrens wegen eines Verfahrensfehlers auf und 
verwies die Sache zur erneuten Entscheidung an das Insolvenzgericht zurück. 
 
Der Schuldner erhob gegen die beiden Gläubiger „Vollstreckungsabwehrklage gemäß § 767 ZPO“ und 
„Drittwiderspruchsklage nach § 771 ZPO“ zum LG Karlsruhe unter anderem mit den Anträgen 
festzustellen, dass die Zwangsvollstreckung aus den von den Gläubigern aufgeführten Titeln unzulässig 
sei. Zur Begründung führte er (auch hier) aus, die Erbeinsetzung der beiden Gläubiger sei unwirksam. 
Das LG Karlsruhe stellte die Zwangsvollstreckung aus den genannten Titeln auf weiteren Antrag des 
Schuldners einstweilen ein. 
 
Späterhin eröffnete das Insolvenzgericht, dessen erster Eröffnungsbeschluss aufgehoben worden war, 
(erneut) das Insolvenzverfahren. Die gegen diesen Beschluss vom Schuldner eingelegte sofortige 
Beschwerde wies das LG Karlsruhe als unbegründet zurück. Der Schuldner verfolgte die Aufhebung des 
Eröffnungsbeschlusses mit der Rechtsbeschwerde weiter und beantragte im Rahmen einer einstweiligen 
Anordnung die Aussetzung der Vollziehung des Eröffnungsbeschlusses bis zur Entscheidung über die 
Rechtsbeschwerde. Der vorliegend zur Entscheidung allein anstehende Antrag auf einstweilige 
Anordnung hatte vor dem BGH Erfolg. 
 
Die Begründung des BGH 
 
Die Begründung des BGH ist recht knapp. Er erachtet den Antrag auf Erlass einer einstweiligen 
Anordnung gemäß § 4 InsO, §§ 575 Abs. 5, 570 Abs. 2 ZPO als zulässig.  
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Auch in der Sache selbst sei die Rechtslage hinsichtlich der die Entscheidung des Beschwerdegerichts 
tragenden Gründe in einem entscheidenden Punkt zumindest zweifelhaft. Das Beschwerdegericht 
habe angenommen, dass die Gläubiger ihre Forderung gemäß § 14 Abs. 1 Satz 1 InsO glaubhaft 
gemacht und darüber hinaus auch nachgewiesen hätten, weil diese durch das Urteil des OLG Karlsruhe 
rechtskräftig tituliert worden sei, obwohl der Schuldner unstreitig eine einstweilige Einstellung der 
Zwangsvollstreckung aus diesem Urteil erreicht habe. Entscheidend sei, so das LG, dass es im Streitfall 
im Ergebnis weder über § 767 ZPO noch über § 826 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) – Tatbestand 
der vorsätzlichen sittenwidrigen Schädigung - möglich sei, die Rechtskraft der Entscheidung des OLG 
Karlsruhe zu durchbrechen, weil keine gegenüber dem Ursprungsprozess neuen Einwendungen 
erhoben worden seien. 
 
Ob diese Argumentation die Beschwerdeentscheidung trage, sei höchstrichterlich bislang nicht geklärt. 
Insbesondere sei zweifelhaft, ob der Gläubiger – wie das Beschwerdegericht angenommen habe – 
auch in einem solchen Fall (einstweilige Einstellung der Vollstreckung aus dem Titel, der zur 
Glaubhaftmachung der Zahlungsunfähigkeit dienen soll) seiner Darlegungslast durch die Vorlage des 
rechtskräftigen Titels genüge oder ob vom Gläubiger im Hinblick auf die erfolgte Einstellung der 
Zwangsvollstreckung aus dem Titel nunmehr die Glaubhaftmachung oder gegebenenfalls sogar der 
Beweis seiner Forderung zu verlangen sei, er also so behandelt werden müsste, als hätte er keinen 
Titel für seine Forderung vorlegen können. Diese offene Rechtsfrage lässt der BGH ausreichen und trifft 
zudem folgende Abwägung der den Parteien drohenden Nachteile: 
 
Dem Schuldner drohten durch die Vollziehung des Insolvenzeröffnungsbeschlusses voraussichtlich 
größere Nachteile als den Gläubigern durch die Verzögerung der Eröffnung des Insolvenzverfahrens. 
Eine nähere Begründung für dieses allerdings plausible Ergebnis liefert der BGH nicht. 
 
Vgl. auch die Besprechung zu BGH, Urteil vom 23.01.2025 – IX ZR 229/22, auf unserer Website. Dort 
geht es um die Frage, ob ein vorläufig vollstreckbarer Titel bei der Ermittlung des Insolvenzgrunds der 
Zahlungsunfähigkeit Berücksichtigung findet. 
 


